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Drudksache 688 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Nichterhebung der Abgabe „Notopfer Berlin” 
im Lande Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Anwendung des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin^' 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung vom 
26. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1479) 
ist bei Abgabepflichtigen in Berlin (West) 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
anzuwenden. 

§ 2 

Abgabe der Arbeitnehmer 

Die Abgabe der Arbeitnehmer wird nicht 
erhoben bei Arbeitnehmern, die ihren aus- 
schließlichen Wohnsitz oder — in Ermange- 
lung eines Wohnsitzes im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes — ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt in Berlin (West) haben, von dem Ar- 
beitslohn, der 

1. für eine Beschäftigung in Berlin (West) 
aus einem gegenwärtigen Dienstverhältnis 
bezogen wird oder 

2. als Ruhegehalt zufließt oder 

3. dem Umtausch durch die Lohnausgleichs- 
kasse in Berlin unterliegt. 

§ 3 

Abgabe der Veranlagten 

Die Abgabe der Veranlagten wird nicht er- 
hoben bei natürlicdien Personen, die ihren aus- 
schließlichen Wohnsitz oder — in Ermange- 


lung eines Wohnsitzes im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes — ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt in Berlin (West) haben, von den Ein- 
künften, die sie aus Berlin (West) bezogen 
haben. Als Einkünfte, die aus Berlin (West) 
bezogen worden sind, gelten 

1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
die aus einem in Berlin (West) belegenen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb er- 
zielt worden sind; 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieben, die in 
einer in Berlin (West) belegenen Betrieb- 
stätte erzielt worden sind. Hat ein Ge- 
werbebetrieb Betriebstätten (Teile von Be- 
striebstätten) in Berlin (West) und an an- 
deren Orten unterhalten, so gelten die 
Vorschriften des § 2 Abs. 2 Nr. 2 letzter 
Satz und der §§ 29 bis 31 und 33 Abs. 1 
des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung 
vom 30. April 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 270) entsprechend; 

3. Einkünfte aus selbständiger Berufstätigkeit, 
die in Berlin (West) ausgeübt wird oder 
worden ist; 

4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, 
soweit nach § 2 keine Abgabe der Arbeit- 
nehmer zu erheben ist; 

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen 

a) Im Sinn des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 
5 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 15. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1355), wenn der 
Schuldner der Kapitalerträge seinen 
ausschließlichen Wohnsitz oder seine 
Geschäftsleitung und seinen Sitz in 
Berlin (West) hat, 

b) im Sinn des § 20 Abs. 1 Nr. 3 des Eln- 
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kommensteuergesetzes, wenn das Kapi- 
talvermögen durch Grundbesitz in Ber- 
lin (West), durch Rechte in Berlin 
(West), die den Vorschriften des bür- 
gerlichen Rechts über Grundstücke un- 
terliegen, oder durch Schiffe, die in ein 
Sdiiffsregister in Berlin (West) einge- 
tragen sind, gesichert ist; 

6. Einkünfte aus Vermietung und Verpach- 
tung im Sinn des § 21 Abs. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes, wenn das unbe- 
wegliche Vermögen, dieSachinbegriffe oder 
Rechte, aus denen diese Einkünfte erzielt 
worden sind, in Berlin (West) belegen oder 
in ein öffentliches Buch oder Register des 
Landes Berlin eingetragen sind oder In einer 
in Berlin (West) belegenen Betriebstätte 
verwertet werden; 

7. Einkünfte im Sinn des § 22 des Einkom- 
mensteuergesetzes. 

§ 4 

Abgabe der Körperschaften 

(1) Die Abgabe der Körperschaften wird 
nidit erhoben bei Körperschaften, Personen- 
vereinigungen und Vermögensmassen, die ihre 
Geschäftsleitung und ihren Sitz in Berlin 
(West) haben, von den Einkünften, die nach 
§ 3 als Einkünfte aus Berlin (West) gelten. 

(2) Die Mindestabgabe (§ 16 Nr. 3 

Buchst, a und b des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“) wird von 
den In Absatz 1 bezeichneten Abgabepflich- 
tigen nicht erhoben. 

§ 5 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes Rechtsverordnungen zu 
erlassen, insbeondere 

1. zu den In § 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 des Ge- 
setzes zur Erhebung einer Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ bezeichneten Tatbeständen, 

2. zur Abgabe der Veranlagten und zur Ab- 
gabe der Körperschaften über die Ermitt- 
lung der von der Abgabe befreiten Ein- 
künfte in den Fällen des Verlustausgleichs 
oder des Verlustabzugs. 

Bonn, den 9. Juli 1954 


§ 6 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz ist vom 1. Juli 1954 an 
anzuwenden. 

(2) Die Abgabe der Veranlagten für den 
Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) 1954 be- 
trägt bei Abgabepflichtigen, bei denen die 
Voraussetzungen des § 3 Satz 1 vorliegen und 
4ie nur Einkünfte aus Berlin (West) bezogen 
haben, die Hälfte des Jahresbetrags der Ab- 
gabe, die sich bei Anwendung der Tarifsätze 
des § 16 Nr. 2 des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ ergibt. 

(3) Sind in dem Einkommen von Abgabe- 
pflichtigen, bei denen die Voraussetzungen 
des § 3 Satz 1 vorliegen, neben Einkünften 
aus Berlin (West) noch andere Einkünfte ent- 
halten, so ist die nach dem Einkommen des 
Erhebungszeitraums (Kalenderjahr) 1954 be- 
rechnete Abgabe der Veranlagten um die 
Hälfte des Abgabebetrags zu ermäßigen, der 
anteilig auf die Einkünfte aus Berlin (West) 
entfällt. Übersteigen die anderen Einkünfte 
im Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) 1954 
nicht den Betrag von 1000 Deutsche Mark, 
so ist die Abgabe der Veranlagten nach Ab- 
satz 2 zu berechnen. 

(4) Auf die Abgabe der Körperschaften sind 
bei Körpersdiaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, bei denen die Vor- 
aussetzungen des § 4 Abs. 1 vorliegen, die 
Vorschriften der Absätze 2 und 3 entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 7 

Erstreckung auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Reditsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten Im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Dr. Bucerlus 

Dr. von Brentano und Fraktion 

Dr. Dehler und Fraktion 



